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11. Wahlperiode 

19. 01. 88 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Teubner und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Maßnahmen gegen die Spieihaiienfiut 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit Anfang der 80er Jahre verzeichnet man in Städten und 
Gemeinden eine erhebliche Expansion von SpielhaUen. Sie 
wurde im wesentlichen verursacht durch die Markteinführung 
einer neuen Generation von Spielautomaten, den TV-Unterhal- 
tungsautomaten sowie die Erschließung eines entsprechenden 
Marktes. 

Die expansive Entwicklung von SpielhaUen in den attraktiven 
Bereichen der Innenstädte imd Ortskeme provoziert seitdem 
vielerorts ein massives, oft emotionsgeladenes geseUschaft- 
liches Unbehagen, verbunden mit der Angst vor wirtschaft- 
lichen Einbußen. 

Befürchtet wird ein Quaütätsverlust innerstädtischen Lebens 
und Charakters durch die Dominanz solcher „minderwertiger'' 
Nutzungsformen und Aktivitäten, der aus der Diskrepanz zwi- 
schen heutiger ReaUtät und dem Idealbild einer historisch 
gewachsenen, attraktiven, lebendigen Innenstadt herrührt. 

Je nach Aufmachung, Geschäftspraktiken, Lokaüsierung, 
Mischung und Konzentration von Spielhallen und anderen 
Vergnügungsstätten und ihrem Umfeld werden von verschie- 
denen Seiten die folgenden Befürchtungen artikuliert: 

— - Beeinträchtigung des Stadt- und Straßenbildes, 

— weitere Einschränkungen der Nutzungs- und Angebotsviel- 
falt durch das Vordringen finanzkräftiger Unternehmungen 
wie die der SpielhaUenbranche, vor aUem dann, wenn tradi- 
tioneUe Geschäftsstraßen durch die Konzentration solcher 
Betriebe den Charakter von Vergnügungs vierteln anzuneh- 
men drohen, 

— Lärmbelästigungen, Jugendgefährdung, Bedrohung durch 
Umfeldkriminahtät und im Gefolge davon Imageverluste 
von Wohngebieten, Verdrängung von Wohnbevölkerung, 
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Absinken oder Stagnation des Wohnungsmietniveaus bis 
hin zum Verfall von Bausubstanz, soziale Entmischung und 
Konzentration von Problemgruppen. 

Breiten Raum nimmt in der öffentlichen Diskussion auch die 
Frage ein, ob das Spielen an Geldspielgeräten süchtig macht 
und ob das - wenn dem so ist - allein ein zusätzlicher Grund 
sein könnte, restriktiver gegen die Ausbreitung von Spielhallen 
vorzugehen. 

Inwieweit die genannten innerstädtischen Strukturverände- 
rungen in städtebaulicher, ökonomischer und sozialer Hinsicht 
in einen direkten Kausalzusammenhang mit Spielhallen oder 
anderen Vergnügungsstätten und ihrem Umfeld gebracht wer- 
den und damit aus dem komplexen Wirkungsgefüge innerstäd- 
tischer Strukturveränderungen herausgelöst werden können, 
bleibt bis zur Stunde - mangels Vorhegen ausreichender For- 
schungsergebnisse - umstritten. 

Ebensowenig kann bisher ein abschüeßendes aUgemeines, 
wissenschafthch fundiertes Urteü über den Stellenwert dieser 
Entwicklung im kommerziellen Freizeitbereich in Verbindung 
mit dem allgemeinen Bedeutungs- und Funktionswandel der 
Innenstädte abgegeben werden. 

Dennoch steht den Städten und Gemeinden schon heute ein 
umfangreiches rechüiches Instrumentarium zur Verfügung, die 
Entwicklung in diesem Bereich bis zu einem gewissen Maße zu 
steuern und den örtlichen Gegebenheiten und vermeinthchen 
Erfordernissen anzupassen. 

„Allerdings ist dieses Potential nur dann völlig nutzbar, wenn 
die Einzelinstmmente in den Rahmen eines fundierten städte- 
bauhchen Entwicklungskonzepts gestellt werden, wenn sie 
nicht punktuell und isoüert, sondern synchron eingesetzt wer- 
den und wenn sie mit nicht-juristischen Maßnahmen wie Be- 
reichsplanungen, finanzieUen Anreizen und Überzeugungs- 
strategien gekoppelt werden." (E. Scharmer, „Rechthche 
Steuerungsinstrumente im Vergnügungsstättenbereich", Hrsg. 
Deutsches Institut für Urbanistik, Berhn, Juni 1985, S. 95) 

Trotz des tiefgestaffelten rechthchen „Instrumentenkastens" 
erkennt der Deutsche Bundestag jedoch einen weiteren Rege- 
lungsbedarf u. a. für die Verhinderung weiterer unerwünschter 
Konzentrationen an bestehenden Standorten und in Misch- 
gebieten (BauNVO) an. 

Ca. 70 % aller Spielautomaten sind - nach Aussagen der Auto- 
matenbranche - außerhalb von Spielhallen aufgestellt, mehr- 
heitlich in Gaststätten und Speisewirtschaften, aber auch in 
Bahnhöfen, Kinofoyers, kommunalen Einrichtungen u. a. m. 
Damit stellen Spielautomaten in Schank- und Speisewirtschaf- 
ten usw. aus der Sicht des Jugendschutzes und des Gesund- 
heitsdienstes („Spielsucht") ein weitaus größeres Problem dar 
als solche in Spielhallen und sollten daher auch in entspre- 
chende Überlegungen einbezogen werden. 
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Die Spielhallenbranche bzw. die Automatenindustrie rekla- 
miert für sich, dem wachsenden Spielbedürfnis einer neuen 
freizeitgeprägten Gesellschaft Rechnung zu tragen und betont 
dabei den Unterhaltungswert der Spielautomaten. Offenbar 
mit Erfolg. 

Angesichts der insgesamt zunehmenden kommerziellen Frei- 
zeitangebote ergibt sich jedoch für Bund, Länder und Gemein- 
den mehr denn je die Notwendigkeit, den zu beobachtenden 
Privatisierungstendenzen entgegenzuwirken und vor Ort ein 
wirkhch attraktives Freizeitangebot als Form der allgemeinen 
Daseinsvorsorge für alle Schichten der Bevölkerung vorzuhal- 
ten. Dabei sind vor allem die Interessen arbeitsloser Jugend- 
hcher und Erwachsener, alter Menschen und einkommens- 
schwacher Bevölkerungsgruppen in den hochverdichteten 
Wohnvierteln und Stadtteilen zu berücksichtigen. Im Freizeit- 
bereich könnten dann durch gezielte Angebote kommunaler 
Träger mögliche negative Auswirkungen eines ausschüeßlich 
kommerziell orientierten Freizeitangebots relativiert werden. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. im Rahmen des Gewerberechts und der Spielverordnung 
umgehend Regelungen zu treffen, die es Städten und Ge- 
meinden ermögüchen, die Genehmigung und den Betrieb 
von Spielhallen wirksam einzuschränken j im eigenen Ein- 
flußbereich - z. B. auf Grundstücken der Deutschen Bundes- 
bahn - auf die Ansiedlung von Spielhallen zu verzichten, 
hingegen jeden Bahnhof mit einem ausreichenden Warte- 
saal auszustatten; 

2. die planungsrechthchen Möglichkeiten der Gemeinden - 
wie dies der Bundesrat und die kommunalen Spitzenver- 
bände bei den Beratungen zum Baugesetzbuch vorgeschla- 
gen haben - zu stärken; 

3. einen wirksamen Mieterschutz für Handel, Handwerk und 
Gewerbe einzuführen; 

4. alle Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet sind, die kom- 
munale Freizeitpohtik personell und materiell auf bessere 
Füße zu stellen. 

Bonn, den 19. Januar 1988 

Frau Teubner 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 


Begründung 

1. BedeutungS‘ und Funktionswandel der Innenstädte 

Seit Beginn der 80er Jahre vollzieht sich in den zentralen Berei- 
chen vieler Großstädte ein Strukturwandel, der seine Ursachen in 
den sich verändernden gesellschaftüchen und wirtschaftüchen 
Rahmenbedingungen hat wie 
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— dem geringen bis stagnierenden Wirtschaftswachstum - dem 
Fortbestand der Arbeitslosigkeit auf hohem Niveau durch 
Ersatz von Menschen durch Maschinen und Technik, 

— dem allgemeinen Bevölkerungsrückgang, der sich verändern- 
den Altersstruktur und der Zunahme von Ein- und Zwei-Perso- 
nenhaushalten, 

— ‘ der fortschreitenden Umweltbelastung bis hin zur Umweltzer- 
störung, u. a. sichtbar in der weiterhin fast ungebremsten Land- 
schaftszersiedelung und -Versiegelung, in der zunehmenden 
Vergiftung von Luft, Wasser und Boden. 

Räumlichen Niederschlag findet dieser übergeordnete Verände- 
rungsprozeß im Funktions- und Bedeutungswandel der Innen- 
städte, wie z. B. 

— in der Verlagerung von Dienstleistungsbereichen (Handel, 
Banken und Versicherungen), 

— in der Standortverlagerung im Einzelhandel, hervorgerufen 
durch den dort verschärften Konkurrenzkampf, insbesondere 
mit dem Umland, 

— in der Entstehung erheblicher Verkehrsprobleme, Resultat 
einer auf das Auto fixierten Verkehrs- und Siedlungspohtik, 

— in dem Bedeutungsgewinn der Ballungsränder durch Subur- 
banisierung der Wohnfunktion, d.h. durch die Stadtflucht von 
Großstadtbewohnern einerseits und die Zuzüge aus dem länd- 
hchen Raum andererseits. 

Während viele Innenstädte als Dienstleistungsstandort an Bedeu- 
tung zu verheren scheinen, gewinnen die Funktionen Kultur, 
Freizeit/Vergnügungen und - in den letzten Jahren - das Wohnen 
wieder an Bedeutung hinzu, erinnert sei an entsprechende Unter- 
suchungen über München. 

2. Verdrängung der Wohnbevölkerung und kleiner traditioneller 
Einzelhandelsläden durch „Revitalisierung" der Innenstädte 

Die Pohtik zur „Revitahsierung der Innenstädte" geht auf diese 
Entwicklungen insofern ein, als sie die Innenstädte für einkom- 
mensstarke Bevölkerungsgruppen und imageorientierte Dienst- 
leistungsbetriebe aufzuwerten versucht bei gleichzeitiger Ver- 
drängung unterprivilegierter, einkommensschwacher Bevölke- 
rungsgruppen aus dem preiswerten innerstädtischen Wohnungs- 
bestand. Damit wurden und werden nicht nur funktionierende 
Nachbarschaften aufgelöst, sondern auch Treffpunkte, Kommuni- 
kationsgelegenheiten und andere soziale Strukturen. 

Für solch einen Veränderungsprozeß sind Vergnügungsstätten 
eher hinderhch und werden dann als Problem empfunden. Dazu 
die empirische Untersuchung des Deutschen Instituts für Urbani- 
stik: „Einzelne Nutzungen, dies gilt insbesondere für Gaststätten, 
aber auch für Vergnügungsstätten insgesamt, werden z.B. in 
älteren, gemischt genutzten, vorwiegend von einkommensschwä- 
cheren Personengruppen bewohnten und keinem intensiven Ver- 
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ändenings- und Aufwertungsdruck ausgesetzten Gebieten meist 
weniger problematisch beurteilt als in „qualitativ hochwertigen" 
Gebieten bzw. in Bereichen, für die eine qualitative Verbesserung 
vorgesehen ist. " (Dr. W. Heinz, „Innerstädtische Strukturverände- 
rungen durch Vergnügungsstätten", Hrsg. DIFU, Berlin 1986, 
S. 97) 

Die Aufwertung der Innenstädte hat die Wettbewerbschancen für 
alteingesessene Einzelhandelsfachgeschäfte und Lebensmittelge- 
schäfte weiter verschlechtert: Die Grundstückspreise und Mieten 
für beste Lagen steigen ständig, während sie in den Randzonen 
stagnieren oder sogar zurückgehen. Eine der Ursachen dafür wird 
darin gesehen, daß weltweit bekannte Firmen sich auf vergleichs- 
weise engem Raum in den Städten drängen, diese Unternehmen 
keine Abstriche bei den Anforderungen an den Standort machen 
und fast jeden Preis akzeptieren. Kleine und vor allem nicht- 
organisierte Läden können mit dieser Entwicklung kaum mithal- 
ten - das trifft übrigens sogar für Spielhallen zu; , Zonen höchster 
kommerzieller Attraktivität (sog. la-Lagen) erwiesen sich als 
weitgehend unempfindlich gegenüber dem Eindringen von Ver- 
gnügungsstätten. Die Ursache für diese Unempfindlichkeit liegt 
darin, daß Spielhallen und Sexshops hier in Konkurrenz zu öko- 
nomisch starken Nutzern wie Handelsketten, Kaufhäusern und 
Fast-Food-Ketten treten, die in ihrer Mietzahlungsfähigkeit den 
Vergnügungsstätten nicht nachstehen. Schwächere Nutzungen, 
wie alteingesessene Cafes und kleinere Einzelhandelsgeschäfte, 
sind in diesen Bereichen meist längst verdrängt. 

Als weitaus anfälliger gegen das Eindringen und möglicherweise 
Überhandnehmen von Vergnügungsstätten zeigen sich dem- 
gegenüber die Einzelhandelsnutzungen in den sog. „zweiten 
Lagen". Stagnierende oder gar sinkende Umsatzzahlen der dor- 
tigen Einzelhändler - u. a. wegen der Konkurrenz durch Handels- 
ketten, durch attraktivere zentrale Bereiche und durch Verände- 
rungen der Käuferströme, bedingt durch die Zunahme großflächi- 
ger Einzelhandelsbetriebe an den Stadträndern - haben eine 
stagnierende Mietzahlungsfähigkeit zur Folge. In diesen „krän- 
kelnden" Bereichen können Vergnügungsstätten, insbesondere 
Spielhallen, mit ihrer dort relativ höheren Mietzahlungsfähigkeit 
in einem Umfang eindringen, der eine Gefährdung der Nutzungs- 
vielfalt und der Qualität dieser Bereiche als Einkaufsstraße mit 
sich bringt.' (Dr. W. Heinz u. a. „Innerstädtische Strukturverände- 
rungen durch Vergnügungsstätten", Hrsg. Deutsches Institut für 
Urbanistik, Berlin 1986, S. 99) 

Die Umsetzung der dahinterstehenden Städtebaupolitik zur Auf- 
wertung der Innenstädte („Glanzlichtpolitik") geht notwendiger- 
weise einher mit der Fragmentierung bzw. Isolierung von Proble- 
men mit dem (häufig unbewußt verfolgten) Ziel, sie zu verein- 
fachen oder auch zu verdrängen: 

Als besonders gelungenes Beispiel eines solchen PoUtikverständ- 
nisses ist der Antrag von 99 SPD- Abgeordneten zur „Eindäm- 
mimg der Spielhallenflut" zu betrachten. Danach sind die 

— Verdrängung alteingesessener Geschäfte durch eine erhöhte 
Mietzahlungsbereitschaft, 
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— Strukturveränderungen und Niveausenkungen der Innen- 
städte und Ortskeme 

verursacht durch die Ausbreitung von Spielhallen und Sexshops. 

Wir vertreten vielmehr die Auffassung, daß eine derartige mono- 
kausale, und damit simplifizierende, Erklärung für die vielschich- 
tigen und tiefgreifenden Strukturveränderungen in den bundes- 
deutschen Städten und Gemeinden wenig hilfreich ist, um ad- 
äquate Lösungen für die komplexen, oben angerissenen, Entwick- 
lungsprobleme der Städte und Gemeinden zu erarbeiten. 

3. Heuchelei und doppelte Moral - beim Glücksspiel verdient der 
Staat mit 

Festzustellen ist, daß Spielhallenbetreiber gesellschafthch produ- 
zierte individuelle Wünsche und Probleme von vielen Bundesbür- 
ger/innen kommerziell - und damit ganz im Sinne unseres Wirt- 
schaftssystems - vermarkten: Die 5 000 Spielhallen erzielten 1983 
einen Bruttoerlös von 1 Mrd. DM. 

Die Aufregung der Altparteien um die hohen Einnahmen der 
Spielhallenbranche ist insofern als ein Zeichen von Heuchelei und 
doppelter Moral anzusehen, als das Geldspiel mit dem Glück 
erheblich zur Verbesserung der Staatsfinanzen beiträgt: 

Spielbanken: 1985 verzeichneten die 28 westdeutschen Spielban- 
ken einen Umsatz von 20 Mrd. DM. 80 % des Spielerlöses - selten 
mehr, mal etwas weniger - wandern als „Spielbankabgabe" von 
vornherein in die öff entheben Hände. 

Der ehemahge Präsident des Deutschen Städtetages und heutige 
SPD-Oberbürgermeister Dortmunds, Samtlebe, bezeichnete die 
Spielbank in Dortmund-Hohensyburg als „das beste Flöz" der 
Stadt. („DER SPIEGEL" Nr. 48/1986, S. 92) 

Lotterien: Von den sechseinhalb Milharden DM, die 1985 in das 
staatheh veranstaltete Zahlenlotto und das „Spiel 77" „investiert" 
wurden, vereinnahmten die Länderfinanzminister mehr als eine 
Milharde DM ahein als Lotteriesteuer. 

4. Besucherstruktur 

„Eine für das Bundesgebiet repräsentative Zielgruppenanalyse 
der Spielhallenbesucher hegt nicht vor", steht das Deutsche Insti- 
tut für Urbanistik in dem Bericht „Innerstädtische Strukturverän- 
derungen ..." , siehe oben, fest und fährt, gestützt auf diverse 
Einzeluntersuchungen und Fallstudien, fort: „Vermutheh infolge 
der - im Vergleich zu früheren Jahren - attraktiven Automaten- 
technologie und Spielhallenatmosphäre sind Menschen jegheher 
sozialer Herkunft in den Spielhallen anzutreffen. Auch wenn 
Angehörige der oberen Mittelschicht (z.B. akademische Berufe) 
nach wie vor unterrepräsentiert sind, rekrutiert sich das Spielhal- 
lenpubhkum nicht mehr überwiegend aus der sozialen Unter- 
schicht. " 

Andererseits könnten Zahlen über die Verteilung der Spielhallen 
in der Republik einen Zusammenhang mit Arbeitslosenziffern 
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nahelegen - auch bei den Spielhallen gibt es ein Nord-Süd- 
GefäUe: 

„In Schleswig-Holstein gab es Ende 1985 1209 Spielhallen, im 
viel größeren Baden-Württemberg aber nur 586. Hamburg hat mit 
1 334 Hallen fast dreimal soviel wie ganz Bayern (367), in der von 
Arbeitslosigkeit geprägten Stadt Duisburg wurden 185 gezählt, in 
der Millionenstadt München aber 71. In Bremen stehen dem Bür- 
ger 359 Hallen offen, in Stuttgart, wo die Sparsamkeit regiert, nur 
38. Allein in Frankfurt gibt es 427 HaUen, im ganzen Saarland nur 
153, in Rheinland-Pfalz wiederum 509. (FAZ, 3. Juli 1987) 

5. „Spielsucht" 

Auch wir sind uns der Gefahr des unkontrolherten Spielverhaltens 
(„Spielsucht'') und der möglichen menschlichen, finanziellen und 
sozialen Konsequenzen bewußt. Die Zahl der „pathologischen 
Spieler" schätzte die Deutsche Hauptstelle für Suchtgefahren in 
Hamm im Oktober 1984 auf mehrere 10000 Personen, die Bun- 
desregierung geht von 20 000 Personen mit „problematischem 
Spielverhalten'' aus (Drucksache 11/608). (Zum Vergleich: 1984 
waren ca. 2 Mio. Bundesbürger/innen alkoholsüchtig, 1 800 
behinderte Babys werden aufgrund des Alkoholkonsums der Mut- 
ter jährhch geboren . . .) 

6. Jugendschutz 

Wir schüeßen uns der Expertenmeinung an, daß eine auffälhge 
Gefährdung der Jugend durch Spielbetriebe nicht gesehen wer- 
den kann. [Dr. W. Heinz u. a. „Innerstädtische Strukturverände- 
rungen durch Vergnügungsstätten", Hrsg. Deutsches Institut für 
Urbanistik (DIFU), Berhn 1986, S. 29] 

Problematischer hingegen sind unter dem Gesichtspunkt des 
Jugendschutzes Spielautomaten in Gaststätten, da diese Geräte 
relativ frei zugänglich sind: 

Tab.: Verteüung der Unterhaltungs-Spielgeräte auf die Aufstell- 
plätze 1981 bis 1985 


Auf gestellt in: 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

Gaststätten 
Spielhallen 
freie Aufstellung 

351 500 
94 000 

7 500 

300 750 
89 000 

7 000 

295 326 
92 000 

6 500 

290 860 
87 000 

6 000 

286 860 
96 000 
ca. 1 500 

insgesamt 

433 000 

396 750 

393 826 

383 860 

384 360 


Quelle: Münzspiel '87, Hrsg. Informationsgemeinschaft MÜNZ- 
SPIEL, Bonn 1986, S. 260 


7. Rechtsinstrumente 

Im übrigen erscheinen die bisherigen Rechtsinstrumente zur 
Steuerung der Spielhallenausbreitung bis auf die angesprochenen 


7 



Drucksache 1 1 /1 679 


Deutscher Bundestag - 1 1. Wahlperiode 


Problemfelder ausreichend: Siehe Antragstext. Diese Meinung 
wird im übrigen auch geteilt vom Minister für Stadtentvücklung, 
Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, darge- 
stellt in der Kurzinformation „Spielhallen in der Innenstadt". 
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